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Neue Sanktionen: EU schafft Novum, um Kritiker und freie
Presse auszuschalten

22 Mai 2025 21:02 Uhr

Mit neuen Sanktionen gegen einzelne Blogger hat die EU gefährliche Präzedenzfälle geschaffen. Sie
schürt damit ein Klima der Angst vor kritischer Berichterstattung und Meinungsäußerung. Ihre Botschaft:
Jedem, der Unerwünschtes öffentlich äußert oder publiziert, droht die Existenzvernichtung.

Quelle: Gettyimages.ru © Kin Cheung - WPA Pool/Getty Images
Damit sie keine Kritik fürchten müssen, werden Journalisten sanktioniert: Der britische
Premierminister Keir Starmer, Präsidentin der Europäischen Kommission, Ursula von der
Leyen, Präsident des Europäischen Rates, Antonio Costa, und Kaja Kallas am 19. Mai 2025
in London.

Von Susan Bonath

Die wichtigste Front der Kriegstreiber ist die Propaganda. Sie müssen das Narrativ beherrschen, um die
Bevölkerung für ihr schmutziges Geschäft zu begeistern. Gelingt ihnen das nicht, können sie einpacken.
Die EU setzt daher immer stärker darauf, Journalisten und Aktivisten, die ihre Deutungshoheit gefährden
könnten, gewaltsam auszuschalten. Dabei geht es längst nicht mehr "nur" um Kritik am Ukraine-Krieg.

Mit ihrer neuen Sanktionsliste hat die EU gefährliche Präzedenzfälle geschaffen. Mit
existenzbedrohenden Einschnitten könnte sie danach künftig alle Journalisten und Blogger, die bei
wichtigen Themen von der EU-Propaganda abweichen, wirtschaftlich ruinieren. Damit schaffen die
Herrschenden ein Klima der Angst, das zu immer stärkerer Selbstzensur führt und Medien zu bloßen
Propaganda-Instrumenten macht.
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Ausgebürgert und enteignet …

Mit den Sanktionen schaltet die EU betroffene Einzelpersonen auf ihrem gesamten Gebiet wirtschaftlich
aus: Sie friert ihre Vermögenswerte und Konten ein, verbietet ihnen jegliche Geschäfte und auch die
Einreise. Dass es mit den Journalisten Alina Lipp und Thomas Röper nun auch Bürger mit deutscher,
also einer EU-Staatsbürgerschaft trifft, ist ein Novum, das Folgen haben wird.

Lipp und Röper können damit praktisch nicht einmal mehr zu Familienbesuchen in ihr Heimatland
einreisen, weil sie EU-Gebiet nicht betreten dürften, was sie dafür aber müssten. Die Europäische Union
hat sie auf diese Weise faktisch ausgebürgert – wegen eines bloßen Vorwurfs, "Desinformation" für
Russland zu betreiben, der weder juristisch geklärt ist noch von der EU mit konkreten Beispielen belegt
wurde.

… oder eingesperrt und ruiniert

Nun trifft es die beiden wohl nicht so hart, wie es andere treffen könnte. Beide leben derzeit in Russland
und haben nach eigenen Angaben kein Vermögen in der EU. Doch mit dieser Methode kann die EU
künftig auch Journalisten verfolgen, die in der EU leben. Ein Betroffener dürfte,
Röpers Recherche zufolge,

"sein Land nicht mehr verlassen, weil er nicht durch andere EU-Staaten reisen, auch nicht
mit dem Flugzeug über andere EU-Staaten fliegen darf. Wer also beispielsweise in
Österreich wohnt, wäre dort gefangen – und müsste bei seiner Regierung darum betteln, mit
seinem eigenen Geld zumindest Lebensmittel kaufen zu dürfen."

Für sanktionierte EU-Bürger dürfte es problematisch sein, im eigenen Land ihren Lebensunterhalt zu
verdienen, Arbeits- und Kaufverträge abzuschließen, sich eine Wohnung zu mieten und so weiter. Wer
eine solche Zerstörung seiner Existenz befürchten muss, wird künftig wohl eher den Mund und die Finger
auf der Tastatur stillhalten – nicht nur bezüglich des NATO-Stellvertreterkriegs gegen Russland in der
Ukraine.

Auch Israelkritiker betroffen

Das zeigt sich im Fall des türkischen Staatsbürgers Hüseyin Dogru, der, angeblich im russischen
Interesse, "Narrative über radikalislamische terroristische Gruppierungen wie die Hamas" verbreitet. Er
habe beispielsweise in Absprache mit propalästinensischen Besetzern einer deutschen Universität
"exklusiv" Bilder davon über seine Online-Kanäle verbreitet.

Hier geht es also nicht um Russland, sondern um die deutsche Unterstützung von Israels Völkermord im
Gazastreifen und seiner Verbrechen im Westjordanland, von völkerrechtswidriger Vertreibung und
Enteignung über die Verbreitung rassistischen Terrors bis hin zu Hunderten extralegalen Tötungen – alles
live von den Opfern selbst gestreamt.

Die Sanktionen gegen Dogru kann man demnach nur als Verbot verstehen, Bilder, Meldungen und
Meinungen in die Öffentlichkeit zu bringen, die der Propaganda der Herrschenden widersprechen. Die
EU fantasiert, Dogru untergrabe und bedrohe damit "die Stabilität und Sicherheit in der Union". Dies liege
im Interesse Russlands – und daher unterstütze er das automatisch.

Jeder unliebsame Akteur im Visier

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=OJ:L_202500966
https://anti-spiegel.ru/2025/was-die-verhaengung-von-sanktionen-gegen-thomas-roeper-bedeutet/
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Im Klartext heißt das: Vorwürfe der Unterstützung Russlands und folgend existenzbedrohende
Sanktionen können somit künftig jeden treffen, der zu beliebigen Themen nicht das Regierungsnarrativ
verbreitet oder für ein unliebsames Medium publiziert – ohne dass die EU ihre Anschuldigungen
untermauern und beweisen müsste. Dies hat sie in allen Fällen nämlich nicht getan.

Zu einem Destabilisierungsversuch zum Nutzen Russlands könnte nun praktisch jede Kritik an einer
Regierung umgedeutet werden, sei es in Sachen Außen-, Verteidigungs-, Gesundheits- oder
Sozialpolitik. Ein wichtiger Aspekt dabei ist, dass wohl kaum jemand vorher so genau wissen kann, was
seine Regierung derart einstuft und sich damit dann an die EU wendet. Welcher Reporter, Blogger oder
Aktivist wird der nächste deutsche Staatsbürger auf einer EU-Sanktionsliste sein? Angst wirkt
disziplinierend.

Diese Praxis ist aber weit über Medienschaffende hinaus ausdehnbar. Sie bedroht letztlich jeden Akteur,
der sich öffentlich zu einem politischen Thema in einer Weise äußert, die den Herrschenden nicht passt:
Redner auf unliebsamen Demonstrationen etwa, Protest-Organisatoren, Menschenrechts- und
Friedensaktivisten, Autoren, die für unerwünschte Medien schreiben und schlicht alle, die Fotos oder
Videos in sozialen Medien teilen, welche die Politik als "destabilisierend" empfindet.

Selbstzensur durch Angst

Das Vorgehen der EU soll also nicht nur Journalisten großer und kleiner Medien derart verunsichern,
dass sie sich noch stärker als bisher selbst zensieren. Es ist nicht nur ein Meilenstein auf dem Weg zu
einer völligen Gleichschaltung der gesamten Presse in der EU, mit der eindeutigen Absicht, die totale
Hoheit über Propagandaerzählungen gewaltsam zu erzwingen.

Die damit erzeugte Angst vor Existenzvernichtung ist auch ein massiver Eingriff in die Meinungs- und
Versammlungsfreiheit. Man will ganz offensichtlich möglichst alle Regierungskritiker mundtot machen,
Proteste unterbinden, unerwünschte Initiativen aus der Öffentlichkeit und dem Internet verbannen – es
könnte schließlich jeden treffen. Angst vor so drastischen Konsequenzen führt immer zur Selbstzensur.

Die von Russlandhass und Häme getriebene Berichterstattung in deutschen Leitmedien ging auf die
genannten Folgen gar nicht ein. Vielen Journalisten scheint es nicht einmal bewusst zu sein, dass sie
damit ihren eigenen Beruf aushebeln. Oder sie sind schon derart im Propaganda-Apparat verwurzelt,
dass sie das gar nicht mehr interessiert. – Willkommen in der Diktatur.

RT DE bemüht sich um ein breites Meinungsspektrum. Gastbeiträge und Meinungsartikel müssen nicht
die Sichtweise der Redaktion widerspiegeln.



